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bBitte beachten Sie den

Einzahlungsschein

Die letzten Abstimmungen haben es gezeigt: In vielen Fragen (Asyl,
Gold, UNO) steht rund die Hälfte der Schweizer Bevölkerung hinter
der SVP. Höchste Zeit für einen zweiten SVP-Bundesrat!

Asylinitiative Seite 7
Trotz Ablehnung der Asylinitiative konnte die SVP Einiges bewegen



Warum die SVP bei den
Bundesratswahlen antreten muss

Bundesratswahlen2

Mit 22,5% Wähleranteil ist die SVP die
wählerstärkste Partei der Schweiz. Sie stellt
einen Vertreter im Bundesrat. Die CVP ist mit
15,9% die schwächste Bundesratspartei,
verfügt aber nach wie vor über zwei Sitze
im Bundesrat.
Die sog. „Zauberformel" ba-
siert auf der proportionalen
Vertretung der vier grössten
Parteien in der Regierung. Seit
die Zauberformel im Jahre
1959 ins Leben gerufen wur-
de, haben sich die Stimmen-
verhältnisse jedoch entschei-
dend verändert: Die SVP
konnte ihren Wähleranteil im
Verlaufe der Jahre nahezu ver-
doppeln (+10,9%), während
alle anderen Parteien an Stim-
men einbüssten. Den massivs-
ten Einbruch verzeichnete die
CVP (-7,4%), welche mittler-
weile die klar schwächste Re-
gierungspartei ist. Trotzdem
stellt die CVP nach wie vor
zwei Bundesräte.

Nimmt man die „Zauberfor-
mel" als Grundlage für die
Konkordanz zum Massstab,
so müsste die CVP als
schwächste Regierungspartei
der SVP einen Sitz abgeben.
Dies jedoch will weder die
CVP noch die FDP oder SP.
Bereits bei denn Gesamter-
neuerungswahlen des Bun-
desrates im Winter 1999 ha-
ben die anderen Parteien dies
so kundgetan. Mit dem Fest-
halten am bisherigen Verteil-
schlüssel hat die Vereinigte
Bundesversammlung die Re-
geln der Konkordanz ausser
Kraft gesetzt. Damit sind die
Bundesratswahlen zu politi-
schen Wahlen geworden: Es
zählt nicht mehr die Wähler-
stärke einer Partei, sondern
deren politische Ausrichtung.

Immer mehr stellt sich für den
Bürger die Frage: Wähle ich
die SVP oder wähle ich die

anderen? Bei immer mehr
Volksabstimmungen steht die
SVP alleine allen anderen Par-
teien gegenüber - das letzte
Mal bei der Abstimmung über
die Asylinitiative.

Nur mit SVP ist
Wandel möglich

Einzig die SVP bietet eine Al-
ternative zur Koalition aus
Linken und Freisinnigen. Bei
der UNO-Abstimmung, beim
Entscheid über Auslandein-
sätze von Schweizer Soldaten,
bei der Goldinitiative und der
Asylinitiative hat jeweils fast

heimnis und für einen schnel-
len EU-Beitritt. Wollen CVP
und FDP eine andere Politik,
dann steht mit dem Kandida-
ten der SVP eine Alternative
zur Verfügung.

SVP als bürger-
liche Alternative

Mit Nationalrat Toni Bor-
toluzzi hat die SVP einen an-
gesehenen Parlamentarier und
erfahrenen Politiker nomi-
niert. Als Schreinermeister
und Inhaber eines Gewerbe-
betriebes ist Bortoluzzi mit der
Führung von Mitarbeitern ver-
traut. Er weiss als Unterneh-
mer, dass man nicht mehr aus-
geben darf als man einnimmt.
Als Präsident der Kommission
für Soziale Sicherheit und Ge-
sundheit (SGK) des National-
rates weiss er um die gravie-
renden Missstände im Ge-
sundheits- und Sozialwesen.
Als ehemaliger Gemeinde-
präsident und Fraktionsprä-
sident im Zürcher Kantonsrat
verfügt er über politische Er-
fahrung auf allen Stufen unse-
res Gemeinwesens. Toni Bor-
toluzzi ist ein Mann der kla-
ren Worte; er bürgt für eine
geradlinige bürgerliche Poli-
tik. Wenn die SVP künftig
mehr Einfluss geltend machen
will und auch in der Regierung
mehr Verantwortung überneh-
men will, muss sie bei den
Bundesratswahlen antreten.
Diesen Entscheid hat der Lei-
tende Ausschuss an seiner Sit-
zung im August 2002 gefällt.
Die Fraktion hat am 16. No-
vember Nationalrat Toni Bor-
toluzzi einstimmig nominiert.
Damit zeigt die SVP einmal
mehr, dass sie ihren Wähler-
auftrag ernst nimmt und ge-
radlinig für eine bürgerliche
Politik einstehen will.

Gregor A. Rutz,
Generalsekretär SVP Schweiz

Wirtschaft massiv. Auch für
das Chaos in der Asyl- und
Ausländerpolitik, für die ver-
antwortungslosen Ausgaben
für Swiss und Expo wie auch
die aussenpolitische Orientie-
rungslosigkeit (Luftverkehrs-
abkommen etc.) zeichnet die
Lotterkoalition aus SP, FDP
und CVP verantwortlich.

Wollen CVP
und FDP eine
linke Politik?

Mit der bisherigen Mitte-
Links-Politik kommen wir
nicht weiter. Die SVP will eine
bürgerliche, freiheitliche und
wirtschaftsfreundliche Politik.
Deshalb müssen sich CVP und
FDP endlich entscheiden, ob
sie lieber eine Mitte-Rechts-
Regierung oder eine Mitte-
Links-Regierung wollen.
Wenn die SVP bei den Bun-

die Hälfte der Stimmberech-
tigten mit der SVP gestimmt.
Diese Teile der Bevölkerung -
mittlerweile 50% der Stimm-
bürger - müssen auch ange-
messen im Bundesrat vertre-
ten sein. Die Koalition aus SP,
FDP und CVP hat völlig ver-
sagt: Wir haben unsere Schul-
den in den vergangenen 10
Jahren mehr als verdoppelt.
Die Fiskalquote ist stärker
angestiegen als in allen ande-
ren vergleichbaren Ländern:
Wir sind Weltmeister im Zah-
len von Steuern, Abgaben und
Gebühren. Die Krankenkas-
senprämien explodieren förm-
lich. Diese schlechten Rah-
menbedingungen schaden der

Wähleranteil SVP SP FDP CVP

1959 11,6% 26,4% 23,7% 23,3%

1999 22,5% 22,5% 19,9% 15,9%

Veränderung +10,9% -3,9% -3,8% -7,4%

Sitze im
Bundesrat 1 2 2 2

desratswahlen antritt, haben
CVP und FDP die Möglich-
keit, diesen Entscheid zu tref-
fen. Es ist wichtig, dass diese
Entscheidung noch vor den
Wahlen im Herbst 2003 getrof-
fen wird: Der Wähler soll wis-
sen, ob CVP und FDP die SVP
vermehrt in die Regierungsver-
antwortung mit einbeziehen
und mit ihr zusammenarbei-
ten wollen oder ob sie sich
weiterhin als Steigbügelhalter
für die SP sehen. Wenn die
CVP und die FDP am 4. De-
zember eine Kandidatin der
Sozialdemokraten wählen,
dann ist dies eine Stimme ge-
gen die Landesverteidigung,
gegen das Bankkundenge-
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Der Auftrag der SVP im Bundesrat
Ich wurde in den vergangenen Tagen und
Wochen oftmals gefragt: „Warum tun Sie
sich das an? Die SVP hat doch kaum eine
Chance auf einen zusätzlichen Sitz im Bun-
desrat - die anderen Parteien blocken dies
doch einfach ab.“

Es ist tatsächlich nicht ein-
fach, der Bundesversammlung
ein Jahr vor einer zu Ende ge-
henden Legislaturperiode klar
zu machen, dass die Vakanz
im Bundesrat dazu benutzt
werden muss, den eingeschla-
genen politischen Weg zu än-
dern. (...)

Wenn ich als Unternehmer mit
einem Kleinbetrieb, als Hand-
werker zu dieser Wahl antre-
te, geht es für mich ebenso
sehr darum, der unter Druck
stehenden mittelständischen
Bevölkerung, welche in unse-
re Partei grosse Erwartungen
setzt, Hoffnung zu geben. Wie
die meisten dieser Bürger-
innen und Bürger stehe auch
ich zu unserem Land, seinen
Einrichtungen und Institutio-
nen.

Mehr
Bescheidenheit

Der zunehmenden abgehobe-
nen Selbstherrlichkeit und
dem wachsenden Hang zur
unbezahlbaren Professionali-

Gesundheitswesen, mit dem
ich als Präsident der SGK des
Nationalrates besonders ver-
traut bin. Die Soziallast für die
Bevölkerung lag 1990 noch
bei gut 21% des BIP, heute, 12
Jahre später, sind wir bei 28%
angelangt. Gut 30% reale
Mehrbelastung, die nur zu ei-
nem kleinen Teil aufgrund so-
zialer Not entstanden ist. Der
grössere Teil ist sozialistische
Prestige-Umverteilung. Dieser
Weiterausbau findet zur Zeit
eine praktisch ungebremste
Fortsetzung. In der kommen-
den Session wird der Stände-
rat dem Sozialbereich bei der
11. AHV-Revision Ausbau-
kosten von 400 Mio. und bei
der 1. BVG-Revision je nach
Entscheid 200 Mio. oder 300
bis 800 Mio. Franken an
Mehrkosten bringen. Im Na-
tionalrat stehen die IV-Revisi-
on, welche 200 Mio. Franken
und das KVG, welches 150 -
300 Mio. Franken an Mehr-
kosten zur Folge haben wer-
den, sowie die Gleichstellung
der Behinderten mit Kosten-
folgen für Private und die öf-
fentliche Hand in Milliarden-
höhe auf dem Programm. Die
Mutterschaftsversicherung mit
einer halben Mia. an jährli-
chen Kosten soll neu lanciert
werden.

Über die Prämienentwicklung
im Gesundheitswesen haben
wir uns im Rahmen von Dele-
giertenversammlungen einge-
hend unterhalten. „Wettbe-
werb oder Staatsmedizin?“, ist
die Frage, die beantwortet
werden muss. Bei der Vielfalt
der hängigen sozial- und ge-
sundheitspolitischen Proble-
me geht fast vergessen, dass in
der Schweiz eine völlig welt-
fremde Drogenpolitik betrie-
ben wird. Es ist gesundheits-
politisch bedenklich, weil sich
der Betäubungsmittelkonsum
fast explosionsartig ausgebrei-
tet hat.

Der Karren steckt tief im
Dreck.

Wer eine gerad-
linige Politik

will, wählt SVP

Weil die favorisierten sozialde-
mokratischen Kandidaturen
sich kaum eignen, diese be-
ängstigende Entwicklung in
geänderte Bahnen zu lenken,
braucht es andere Kandidaten
mit einer anderen Politik. Wir
haben den Auftrag, unsere
Wähler und den unsere Anlie-
gen unterstützenden Teil der
Bevölkerung zu vertreten. Da-
rum erheben wir Anspruch auf
den frei werdenden Sitz im
Bundesrat, um insbesondere
die unseren Wohlstand gefähr-
denden Entwicklungen zu
stoppen, die schweizerische
Eigenheit und Identität zu
stärken und die Selbstverant-
wortung wieder vermehrt in
den Mittelpunkt zu rücken.

Die Schweiz
braucht mehr

SVP!

Auch wenn es eine schwieri-
ge Aufgabe ist: Ich freue mich
und bin stolz darauf, diese
Herausforderung anzuneh-
men. Die Schweiz muss wie-
der bürgerlicher werden. Die
grossen Herausforderungen
der Zukunft können wir we-
der mit laschen Sozialdemo-
kraten noch mit undurchsich-
tigen Freisinnigen meistern.
Die Schweiz braucht mehr
SVP! Deshalb trete ich am 4.
Dezember zu dieser Bundes-
ratswahl an.

Auszug aus dem Referat von Na-
tionalrat Toni Bortoluzzi, gehal-
ten an der DV vom 16. Novem-
ber 2002 in Lupfig (AG)

Bundesratskandidat und Nationalrat Toni Bortoluzzi

sierung im Staat müssen wir
begegnen. Immer mehr steht
der persönliche Vorteil im
Vordergrund und nicht das
Wohl der Eidgenossenschaft.
Auch wenn sich die Mehrheit
des politischen Bern über das
Verhalten von Managern em-
pört - so fremd ist ihnen das

Verhalten, sich vor allem am
eigenen Wohlergehen zu ori-
entieren, nicht. Wie sonst wäre
es zu erklären, dass sich das
Parlament in wenigen Jahren
den eigenen Zahltag um 40%
erhöht hat? Das ist letztlich
dasselbe.  Es ist nötig, Zurück-
haltung zu fordern und zur
Bescheidenheit anzuhalten.
Nur mit dieser Mentalität ist
es möglich, den drohenden
Absturz des Bundeshaushaltes
zu vermeiden.

Gesundheits-
wesen läuft

aus dem Ruder

Grosse Sorgen bereitet mir die
Entwicklung im Sozial- und
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Geheimnisse des Staates
Es gibt keinen zweiten Platz
auf dem Globus, wo Mensch
und Staat sich so nahe stehen
wie in unserer Eidgenossen-
schaft. Wir sind stolz darauf
und wollen, dass es so bleibe:
Alle haben Anspruch auf den
Schutz der Gesetze und nie-
mand auf mehr als den Schutz
der Gesetze. Bürgerinnen und
Bürger setzen jenes Recht, das
für alle Bewohner des Landes
gleichermassen gilt.

Nähe und Identität sind aller-
dings zweierlei Dinge. So wie
Bürgerinnen und Bürger An-
spruch auf ihre Privatsphäre
(vom Arzt- über das Anwalts-
bis zum Bankgeheimnis) ha-
ben, so kennt auch das öffent-
liche Wesen Bereiche, in de-
nen für einmal nicht Transpa-
renz das Leitwort ist, sondern
Diskretion. Die Namen der
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Nachrichtendiens-
te zum Beispiel gehören so

Bundesrat Samuel Schmid

wenig an die Öffentlichkeit
wie die persönlichen Angele-
genheiten jener Menschen, die
unverschuldet in Not geraten
sind und denen aus dieser Not
mit öffentlichen Mitteln gehol-
fen wird. Der Soldat weiss,
dass ein Operationsplan ge-
heimgehalten werden muss,
und dass dasselbe für die stra-
tegischen Vorräte des Landes
und die geschützten Kom-
mandoanlagen gilt.

Wie aber kann verhindert wer-
den, dass notwendige Diskre-
tion zu sachfremden, zum Bei-
spiel persönlichen, Zwecken
missbraucht wird? Die wich-
tigste Antwort auf diese Frage
ist wohl: Durch die Wahl der
richtigen, das nötige Vertrau-
en verdienenden, Personen. In
erster Linie wird diese Aufga-
be durch das Volk, direkt und
via seine Vertreter indirekt,
wahrgenommen. Griffige par-
lamentarische und administra-

tive Kontrollmechanismen
tragen das Ihrige dazu bei,
wachsame und freie Medien
stellen sicher, dass nicht im
Versteckten geschieht, was
nun einmal nicht zu gesche-
hen hat. Schliesslich kommt
später, als letzte Rechenschaft,
die durch die Pflicht zur Ak-
tenablieferung an die Archive
sichergestellte Rechenschaft
vor der Nachwelt dazu.

Die Privatperson darf und soll
damit rechnen, dass ihre in-
timsten, persönlichsten Ge-
heimnisse durch den Staat in
allen seinen Erscheinungsfor-
men gewahrt werden. Der
Staat aber, die res publica, ist
das Geschäft aller. Gewisse
Dinge sind, während einer
Zeitspanne, die nach den
Umständen kürzer oder länger
oder auch einmal sehr lang
sein kann, mit Diskretion zu
behandeln. Am Ende aber
muss gelten: Alle dürfen wis-

sen, was im Namen aller und
mit dem Geld aller geschieht.
Kein Zweifel, dass dieser
Grundsatz, konsequent durch-
geführt, auch die Qualität der
Arbeit am Staat und für den
Staat erhöht.

Zum Wohle der Alpen und ihrer Bewohner
Die ständerätliche Kommission für Umwelt,
Raumplanung und Energie hat die Ratifizie-
rung der Protokolle zur Alpenkonvention
abgelehnt. Dieser Entscheid ist bei nur drei
Enthaltungen einstimmig gefallen. Obschon
sich die Kommission zu den Grundsätzen der
Alpenkonvention bekennt, waren es schliess-
lich rechtliche Gründe, die den Ausschlag
gegeben haben.
Die neun Zusatzprotokolle zu
den Bereichen Raumplanung,
Landwirtschaft, Naturschutz,
Bergwald, Tourismus, Boden-
schutz, Verkehr, Energie und
Streitbeilegung schiessen weit
über ihr Ziel hinaus. Anstatt
Durchführungsfragen und
Zuständigkeiten zu regeln, for-
mulieren sie zwingende mate-
rielle Vorschriften. Dabei
räumen sie konsequent dem
Schutz den Vorrang gegenü-
ber dem Nutzen ein. Dies

kann nur inakzeptabel sein in
einem Land wie der Schweiz,
dessen Territorium zu 60%
den Alpen zuzurechnen ist.

Insbesondere die beiden Zu-
satzprotokolle, die die Berei-
che Verkehr und Energie be-
treffen, schaffen mit ihren Vor-
schriften grosse Probleme für
die Schweiz. Unser Land
deckt 60% des einheimischen
Strombedarfs aus der Wasser-
kraft. Unter dem Gesichts-

punkt einer sicheren und di-
versifizierten Energieversor-
gung, muss der Schweiz die
Möglichkeit gegeben bleiben,
eigenständige Entscheidungen
zu fällen und den Schutz sorg-
fältig und unvoreingenommen
gegenüber dem Nutzen abzu-
wägen. Ähnliches gilt auch für
das Verkehrsprotokoll. Einige
der wichtigsten und am häu-
figsten befahrenen Nord-Süd-
Transitachsen führen durch
die Schweiz. Schon heute zei-
gen sich Kapazitätsengpässe
entlang der Nord-Süd-Route.
Auch hier muss sich die
Schweiz zwingend Hand-
lungsspielraum frei halten - zu
Gunsten der Anwohner, der
Binnenwirtschaft wie auch
zum Wohle der gesamteuro-
päischen Wirtschaft.

Schliesslich konnte sich die
Schweiz, unabhängig von der
Diskussion um die Alpen-

konvention, während des nun
zu Ende gehenden UNO-Jah-
res der Berge auf internationa-
ler Ebene profilieren. Aus die-
sem Anlass ist sie weltweit als
ein Land vorgestellt worden,
dem im Bereich nachhaltiger
Entwicklung von alpinen Re-
gionen eine führende Rolle
zukommt. Bei der Behand-
lung von Fragen und Proble-
men zu Bergthemen hat sich
die Schweiz zu einer bedeu-
tenden Anlaufstelle entwickelt
und  hat sich zusammen mit
hiesigen Fachleuten als aner-
kannte und zuverlässige An-
sprechpartnerin etabliert.

Thomas Porchet,
wissenschaftlicher Mitarbeiter

SVP Generalsekretariat
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Nicht haltbarer
Budgetvoranschlag 2003

Nationalrat Bruno Zuppiger,
Hinwil (ZH)

Die Fraktion der SVP Schweiz hat einstim-
mig beschlossen, das Budget einmal mehr
an den Bundesrat zurückzuweisen. Auf-
grund der katastrophalen Finanzaussichten
des Bundes und des mangelnden Spar-
willens der anderen Parteien kann die SVP
für ein solches finanzpolitisches Vorgehen
nicht Hand bieten.

Die SVP fordert den Bundes-
rat auf, die Ausgaben um 1
Milliarde Franken zu reduzie-
ren. Dies entspricht knapp 2
% der Ausgaben des Bundes.
Gleichzeitig verlangt die SVP
vom Bundesrat, dass im Be-
reich der Investitionen für den
Nationalstrassenbau 200 Mil-
lionen Franken Mehrausga-
ben zu budgetieren sind.

Der diesjährige Budget- und
Finanzplanprozess verlief
mehr als chaotisch. Nachdem
der Bundesrat am 30. Septem-
ber 2002 ein Budget vorgelegt
hatte, das auf einem unrealis-
tisch eingeschätzten Wirt-
schaftswachstum beruhte,
musste er aufgrund grosser
Kritik per Ende Oktober 2002
seinen Voranschlag überarbei-
ten. Das vom Bundesrat vor-
gelegte Budget schliesst mit
einem Minus von 256 Millio-
nen ab. In der Finanzkom-
mission des Nationalrates
wurden die Budgetausgaben
zwar noch einmal um 100
Millionen gekürzt, was ange-
sichts der Finanzaussichten
des Bundes jedoch nach wie
vor ungenügend ist. Deshalb
hat die SVP auch weitere
Sparmassnahmen von 218
Millionen als Minderheitsan-
träge in den Budgetprozess
eingebracht, die wohl trotz
bürgerlicher Dominanz im
Parlament keine Chancen ha-
ben werden. Deshalb weist die
SVP das Budget an den Bun-
desrat zurück, verbunden mit
einer Sparforderung von 1

Milliarde Franken.

Rasche Fertig-
stellung
National-

strassennetz

Die SVP setzt sich im Budget-
prozess dafür ein, dass das seit
Jahren vom Bundesrat ver-
sprochene Ziel „rasche Fertig-
stellung des Nationalstrassen-
netzes“ nicht weiter verzögert
wird. Der Saldo der Strassen-
kasse übersteigt Ende 2002
bereits 3.7 Milliarden Fran-
ken. Die Kasse wird aus den
Mineralölsteuern (pro Liter
verkauftem Benzin) geäufnet
und ist zweckgebundenes, für
den Strassenbau und -unter-
halt zurückgestelltes Geld.
Damit das Budget keine wei-
teren Defizite aufweist, wird
bei den Strassenausgaben ge-
spart, obwohl das Geld dafür
vorhanden wäre. Dies ent-
spricht nichts anderem als rei-
ner Budgetkosmetik, die aus
Sicht der SVP zu unterlassen
ist. Es handelt sich nicht um
langfristige Sparmassnahmen,
die die Ausgaben des Bundes
nachhaltig senken. Deshalb
verlangt die SVP, dass 200 Mil-
lionen Franken mehr für die
rasche Fertigstellung des Na-
tionalstrassennetzes einge-
setzt werden. Die verfehlte Fi-
nanzpolitik des Bundesrates
hat sich aber insbesondere im
vorgelegten Finanzplan 2004 -
2006 niedergeschlagen.

Unhaltbarer
Finanzplan

Gemäss Finanzplan wachsen
die jährlichen Defizite bis im
Jahr 2006 auf fast eine Milli-
arde Franken. Nachdem die
SVP jahrelang die einzige Par-
tei war, die den Finanzplan ab-
lehnte und vor einer Weiter-
führung der verfehlten Finanz-
politik der 90er Jahre warnte,
hat jetzt auch die Finanz-
kommission den Finanzplan
zurückgewiesen. Ebenfalls hat
der Bundesrat endlich rea-
giert. Am 20. November 2002
hat er beschlossen, den Fi-
nanzplan des Bundes bis 2007
um jährlich bis zu 1,6 Milliar-
den Franken zu entlasten.
Damit will er eine Neuver-
schuldung vermeiden und
grösseren Handlungsspiel-
raum für sog. prioritäre Auf-
gaben des Bundes schaffen.
Der Bundesrat hat ein Ent-
lastungsprogramm auf das
Jahr 2004 angekündigt. Die
SVP freut sich über die Ein-
sicht des Bundesrates, kann es
aber nicht verantworten, so
lange zu warten. Bei dieser
prekären Finanzlage sind so-
fortige Entlastungsmassnah-
men einzuleiten. Für die SVP
hat nicht nur ein Ausgleich
des Bundeshaushaltes über

den gesamten Konjunktur-
zyklus zu erfolgen, sondern
gleichzeitig muss im Auge be-
halten werden, wie der Wirt-
schaftsstandort Schweiz im in-
ternationalen Umfeld konkur-
renzfähig erhalten werden
kann (z.B. durch Steuer- und
Abgabensenkungen) und wie
der Schuldenberg auf längere
Sicht reduziert werden kann.
Daher wird sich die SVP nebst
einem ausgeglichenen Bun-
deshaushalt auch weiterhin
für das 1. Steuerpaket einset-
zen, das vor allem die Famili-
en und die KMU von Steuern
entlasten wird.
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Demokratische
Grundwerte in Frage gestellt

Gregor A. Rutz, Generalsekretär

Im Gegensatz zum Bezirksrat beurteilt die Zürcher Regierung die Volksinitiative „Einbürge-
rungen vors Volk" als verfassungswidrig und will sie deshalb nicht der Volksabstimmung un-

terbreiten. Dieser Entscheid wirft viele Fragen auf. Bedenklich ist, dass einmal mehr bürgerliche Regierungsmitglieder
der Linken zu einer Mehrheit verhalfen.

Weil die bürgerliche Abteilung des Gemeindeparlaments bei der Verleihung des Schweizer Bürgerrechts jedes Mass verloren
hat, will die Stadtzürcher SVP mittels Volksinitiative diese Befugnis den Stimmbürgern übertragen. Über die Praktikabilität
des Vorschlags kann man unterschiedlicher Meinung sein. Hier geht es aber nicht um diese Frage, sondern darum, ob das
Volk demokratisch über Einbürgerungen entscheiden können soll oder nicht.

Wenn der Regierungsrat davon ausgeht, dass es sich beim Entscheid über die Erteilung des Gemeindebürgerrechts „um
einen Verwaltungsakt und nicht um einen politischen Akt handelt", so ist dies ein ganz grundlegender Fehler. Bei der
Verleihung des Bürgerrechts geht es letztlich um das Recht, in politischen Fragen mitentscheiden zu können. Dieser Ent-
scheid war immer ein politischer Entscheid und muss es auch bleiben.

Es zeugt von einer Geringschätzung der Stimmbürger, wenn der Regierungsrat von einer „Überforderung der Stimmberech-
tigten" spricht und meint, die „Wahrscheinlichkeit rechtswidriger Entscheide" sei „geradezu programmiert". Demokratische
Entscheide sind nicht „richtig" oder „falsch" - sie beruhen auf einer demokratisch eruierten Mehrheit. Hinter dem Vorwurf
der Rechtswidrigkeit verbirgt sich letztlich nichts anderes als der Wunsch nach einem rechtlichen Anspruch auf Einbürge-
rung - ein Postulat der Linken.

Die Schweiz ist mit der konsequenten Abstützung auf das demokratische Prinzip gut gefahren. Es ist gefährlich, wenn
Gerichte politische Entscheide treffen müssen. Diese unheilvolle Verschiebung der Gewaltenteilung gilt es unbedingt zu
verhindern.

Mit der äusserst knappen Ablehnung der
Asylinitiative wurde einmal mehr eine Chan-
ce verpasst, die Missbräuche im Asylwesen
konsequent zu bekämpfen. Noch einmal
wird sich das Volk jedoch nicht hinhalten las-
sen. Die SVP wird den Bundesrat und die
anderen Parteien genau beobachten und an
ihren zahlreichen Versprechungen messen.

Einmal mehr vermochte die
SVP an der Asylabstimmung
viel mehr Wählerinnen und
Wähler für ihren Standpunkt
zu gewinnen, als es ihrem
Wähleranteil von rund 25 %
entspricht. Das äusserst knap-
pe Resultat zeigt, wie gross der
Unmut im Volk ist. Seit Jahr-
zehnten hat nie mehr eine
Volksinitiative, die sowohl
vom Bundesrat als auch von
den Medien massiv bekämpft

wurde, ein so gutes Resultat
gemacht.

Klares Signal

Dass trotz massivsten War-
nungen seitens  der Initiativ-
gegner in Politik und Medien
- man muss beinahe schon von
Drohungen  sprechen - die
Asylinitiative über 49.9 % der
Stimmen gemacht hat, sollte

für den Bundesrat und die an-
deren Parteien eine deutliche
Warnung und ein klares Sig-
nal sein, dass sie nun die ab-
solut letzte Gelegenheit erhal-
ten, im Asylwesen endlich wir-
kungsvolle Massnahmen ein-
zuführen.

Neues Gesetz
abwarten

Dazu wird die Asylgesetz-
revision und die Einführung
des neuen Ausländergesetzes
einen gewissen Beitrag leisten
können. Die SVP hat im Ab-
stimmungskampf zur Kennt-
nis genommen, dass insbe-
sondere CVP und FDP ihre
Unterstützung zu diesen Revi-
sionsprojekten und damit
auch zu gewissen Forderun-

gen der SVP zugesichert ha-
ben. Nach Abschluss der Revi-
sionsarbeiten wird die SVP
eine Standortbestimmung vor-
nehmen und über das weitere
Vorgehen entscheiden.

Erfreut ist die SVP über die
Annahme des neuen Arbeits-
losenversicherungsgesetzes.
Damit wird eine Notmass-
nahme durch ordentliches
Recht abgelöst. Für Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber wird die
Steuerschraube etwas gelo-
ckert, was in einer wirtschaft-
lich schwierigen Zeit hoch
willkommen ist und zur Siche-
rung von Arbeitsplätzen bei-
trägt.

Mediencommuniqué vom 24.
November 2002
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Alle Register
gezogen

Der Bundesrat und die ande-
ren Parteien haben in den letz-
ten Wochen vor der Abstim-
mung alle Register gezogen,
um ein Ja zur SVP-Asylini-
tiative zu verhindern. Bereits
bei der Abstimmung über die
erste Asylinitiative der SVP im
Jahre 1996 entwickelten die
Gegner grossen Aktivismus
und versprachen Besserung.
Diesmal ging man noch einen
Schritt weiter, da man be-
fürchten musste, dass die lee-
ren Versprechungen nicht
mehr ankommen würden.
Man liess nichts aus. Von der
vermeintlich negativen Reak-
tion unserer Nachbarländer
über die EU bis hin zur UNO.
Alle würden sie die Schweiz
ächten, Verträge kündigen
und dergleichen mehr. Und
dennoch verpasste die Initia-
tive das Volksmehr nur um ein
winziges Zehntel Prozent

Auftrag für Asyl-
und Ausländer-
gesetzrevision

Nach diesem grossen Erfolg
der Asylinitiative liegt der Ball
nun beim Bundesrat und den
anderen Parteien. Sie haben
den Tatbeweis für ihre Ver-
sprechungen auf Besserung
der Asylpolitik zu erbringen.
Gelegenheit dazu bietet sich
sowohl bei der bevorstehen-
den Asylgesetzrevision wie
auch bei der bereits in Bera-

Teilerfolg der SVP-Asylpolitik
Das hauchdünne Resultat zur SVP-Asyl-
initiative ist eine deutliche Absage an die
bisherige bundesrätliche Asylpolitik. Die In-
itiative wurde zwar abgelehnt, gleichzeitig
aber auch ein klarer Auftrag für die Asyl-
gesetzrevision erteilt: Dem Asylrechts-
missbrauch ist endlich ein Riegel zu schie-
ben. Die diesbezüglichen Forderungen der
SVP sind umzusetzen.
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tung befindlichen Ausländer-
gesetzrevision. In beiden Vor-
lagen sind Regelungen zu ver-
ankern, mit denen dem Miss-
brauch unseres Systems ein
Riegel geschoben werden
kann. Die Drittstaatenrege-
lung ist ohne Ausnahmebe-
stimmungen in die Gesetzge-
bung aufzunehmen, die Carri-
er Sanctions sind wie vorge-
sehen zu verankern und die
Verfahren inklusive Rekurse
sind zu beschleunigen.

Bundesrat
gefordert

Der Bundesrat wird nun end-
lich zur Kenntnis nehmen
müssen, dass die Asylpolitik
der letzten Jahre in die falsche
Richtung ging. Er hat nun zu
zeigen, ob es ihm ernst ist mit
der Bekämpfung des Asyl-
rechtsmissbrauchs, und ob er
die besseren Rezepte dazu hat.

Die SVP fordert den Bundes-
rat daher auf,

ein Konzept vorzule-
gen, mit welchen Massnah-
men er die Anzahl der miss-
bräuchlichen Asylgesuche in
der Schweiz senken will

den Tatbeweis dafür an-
zutreten, dass er bereit ist, die
Ausschaffung abgewiesener
Asylsuchender konsequent
umzusetzen und die Kantone
beim Vollzug zu unterstützen

Rückübernahmeab-
kommen mit weiteren Län-
dern sofort abzuschliessen

Massnahmen zur Be-
kämpfung der Kriminalität
Asylsuchender vorzulegen

Asylgesuchs-
zahlen werden

es zeigen

Die Entwicklung der Asyl-
zahlen wird zeigen, ob sich die
bundesrätlichen Versprechen
erfüllen. Die SVP befürchtet
einen weiteren deutlichen und
stetigen Anstieg der Gesuchs-
zahlen im nächsten Jahr, wenn
der Bundesrat nicht rasch
handelt. Im Vorfeld der Ab-
stimmung ist er in gewissen
Bereichen aktiv geworden.
Damit versuchte er, wie bereits
bei der ersten Asylabstim-
mung 1996 ein Ja zu verhin-
dern. Damals lehnte er sich
nach der Abstimmung wieder
zurück. Wenn dies nach die-
sem knappen Resultat wieder
der Fall ist, werden wir in Kür-
ze eine chaotische Situation
im Asylbereich haben.

Handlungs-
bedarf in vielen

Bereichen

Die Probleme im Asylwesen
sind vielfältig. Die Zahl der
missbräuchlichen Gesuche ist
einer der wichtigsten Punkte.
Daher zielte die Initiative in

erster Linie darauf ab. Im Wei-
teren besteht aber auch im Be-
reich Vollzug und Kriminali-
tät von Asylsuchenden akuter
Handlungsbedarf. Es geht
nicht an, dass Entscheide
nicht vollzogen werden, dass
sich Verfahren hinziehen,
Ausschaffungen verzögert
werden, bis man abgewiesene
Asylbewerber dann doch noch
aufnimmt. Es ist auch stos-
send, wenn das Asylrecht zum
Schutzrecht für Kriminelle
wird. Und es ist verheerend,
wenn als Folge des Miss-
brauchs unseres Asylrechts die
Gewalt an den Schulen über-
hand nimmt. Die SVP wird in
der Bekämpfung dieser Miss-
stände nicht lockerlassen.

Aliki M. Panayides,
stv. Generalsekretärin

Aliki Maria Panayides, stv.
Generalsekretärin
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Swiss - vom Regen in die Traufe

Luftverkehr

Nationalrat Hans Kaufmann,
Wettswil (ZH)

Ende September stellte sich
die Belegschaft der Swiss
noch auf 10'533 Vollzeit-
stellen (11'977 Personen). Im
Konzept 26/26/82 der Bot-
schaft des Bundesrates vom 7.
November 2001 waren jedoch
noch 14'935 Mitarbeiter vor-
gesehen. Ende 2000 beschäf-
tigte der Swissair Konzern
71'905 Mitarbeiter, davon
21'456 in der Schweiz. Ein
Vergleich der Beschäftigten-
zahlen der Swiss mit der
Swissair ist aber deshalb nicht
möglich, weil zahlreiche Be-
triebe des ehemaligen Swiss-
air-Konzerns ausgegliedert,
verkauft oder geschlossen
wurden.

Grosser Verlust

Bis September 2002 erlitt die
Swiss einen Reinverlust von
SFr. 582 Mio., was pro trans-
portierten Passagier SFr. 112
ausmacht. Im vierten Quartal
dürfte sich der Verlust wieder
ausweiten, so dass für das ge-
samte Jahr ein Defizit von
mindestens SFr. 800 Mio. in
Aussicht steht, was sich mit
dem im Businessplan vorgese-
henen Rückschlag von SFr.
1,1 Mrd. vergleicht. Wenn nun
vorgegaukelt wird, der Ge-
schäftsgang entwickle sich
besser als im Business-Plan
vorgesehen, dann ist dies eine
Irreführung. Massgebend für
die Bundeskredite und Betei-
ligungsnahmen war nicht der
Business-Plan, sondern die
Botschaft des Bundesrates. In
der Beilage zur Botschaft über
die Finanzierung des Redi-
mensionierungskonzeptes für
die nationale Zivilluftfahrt
vom 7. November 2001, wel-

Am 20. November 2002 kündigte die Swiss
im Rahmen ihres revidierten Budgets für
2003 ein massives Sparprogramm an. Mit ei-
ner Flottenstraffung um 8 Maschinen und
einem Personalabbau von 300 will die Swiss
SFr. 400 Mio. einsparen.

che als Grundlage für die Ge-
währung von SFr. 2,1 Mrd.
Gelder für die Luftfahrt dien-
ten, wurde dem Eidgenössi-
schen Parlament für 2002 ein
Verlust vor Steuern von nur
SFr. 722 Mio. in Aussicht ge-
stellt. Im nächsten Jahr sollte
ein Gewinn von SFr. 90 Mio.
resultieren, im Jahre 2004 ei-
ner von SFr. 306 Mio.

Wie Schnee an
der Sonne

Gemäss Plan hätte die Swiss
mit einem Eigenkapital von
SFr. 3.04 Mrd. ihren Betrieb
aufnehmen sollen. Die Kanto-
ne und Gemeinden haben sich
nicht wie ursprünglich vorge-
sehen mit 15%, sondern nur
mit 12,3% beteiligt. Dennoch
flossen der Swiss im Zeitraum
Dezember 2001 bis Juli 2002
neue Eigenmittel in der Höhe
von SFr. 2558 Mio. zu. Ende
September 2002 betrug das
Eigenkapital dennoch nur
noch SFr. 2125 Mio. Bis Ende
2002 dürften die Eigenmittel
bereits wieder unter SFr. 2
Mrd. fallen. Ein Drittel der
Eigenmittel sind somit bereits
aufgebraucht. Auf eine Bilanz-
summe von SFr. 5 Mrd. scheint
der verbleibende Rest immer
noch eine komfortable Eigen-
mittelausstattung zu sein.
Dabei gilt es allerdings zu be-
denken, dass per Mitte Jahr
Kaufverpflichtungen von ins-
gesamt SFr. 3,5 Mrd. bestan-
den, wovon SFr. 3451 Mio. auf
Flugzeuge entfallen. Wieweit
die Aufrüstung der Flugzeug-
flotte durch den Verkauf nicht
mehr benötigter Maschinen
kompensiert werden kann, ist

Stimmbürger bereits auf über
SFr. 500 Mio. belaufen.

Die übrigen Investoren, vor-
wiegend Firmen und Privatan-
leger, welche an der Kapi-
talerhöhung teilgenommen
haben, verloren auf den ein-
bezahlten rund SFr. 1600 Mio.
bereits rund SFr. 700 Mio. und
werden wohl kaum nochmals
bereit sein, eine weitere Kapi-
talerhöhung zu finanzieren.
Zudem sind einige der "Spen-
der" selbst mit finanziellen
Problemen konfrontiert. Es sei
hier an die prominenten Fir-
men Rentenanstalt, die für
SFr. 50 Mio. Swiss-Aktien
kaufte oder an die Zürich, die
SFr. 100 Mio. investierte, er-
innert. Die Firmen können
ihre Wertverluste immerhin
wieder steuerlich abziehen,
d.h. der Staat beteiligt sich in-
direkt ein weiteres Mal an den
Verlusten.

Dazu kommt, dass die Strei-
tereien um den Namen Swiss,
die Auseinandersetzung der
Pilotenvereinigungen, nicht
berechtigte Prüfungsexperten,
Pilotenfehler bei einer Lan-
dung in Berlin, der tragische
Flugzeugabsturz in Bassers-
dorf und die technischen
Mängel der neu anzuschaffen-
den brasilianischen Embraer-
Flugzeuge das Vertrauen in die
Swiss und damit deren Kapi-

nicht bekannt. Selbst wenn
nur die Hälfte der Kaufver-
pflichtungen bilanzwirksam
wird und sich die Bilanz-
summe damit auf rund SFr. 7
Mrd. erhöht, und im nächsten
Jahr ein ausgeglichenes Resul-
tat erzielt wird, wird die Eigen-
kapitalquote von 44,6% per
Ende September 2002 auf
27% zurückfallen. Wenn die
neu erworbenen Flugzeuge
vollständig zu Buche schlagen
und im nächsten Jahr ohne
Sparmassnahmen ein Verlust
von SFr. 500 Mio. eintritt,
dann sinkt die Eigenmittel-
quote auf 18% und es werden
sich erneut ernsthafte Kredit-
bonitätsfragen stellen.

Sollte sich infolge eines allfäl-
ligen Irak-Krieges und eines
Einbruchs im Flugverkehr ein
weiterer Finanzengpass ab-
zeichnen, dann stellt sich er-
neut die Frage nach staatli-
chen Geldern. Die Crossair
bzw. Swiss hat ihr Aktienka-
pital in vier Schritten auf
insgesamt 52,49 Mio. Aktien
erhöht. Die für alle zu SFr. 56
pro Aktie emittierten Aktien
brachten der Swiss neue Ei-
genmittel von SFr. 2558 Mio.
Da der Aktienkurs seither (bis
22.11.2002) unter SFr. 30 ge-
fallen ist, resultierte für jene,
welche an der Kapitalerhö-
hung teilnahmen bereits ein
Verlust von SFr. 1188 Mio.
bzw. von 47% pro Aktie. Dazu
kommen die Kursverluste der
Altaktionäre der Crossair. Der
Bund war Ende Juni 2002 mit
20,5% am Aktienkapital betei-
ligt. Auf seinen 10,7 Mio. Ak-
tien bzw. seinem SFr. 600
Mio.-Engagement hat er somit
bereits SFr. 278 Mio. verloren.
Die Kantone halten weitere
rund 6,4 Mio. Aktien, auf de-
nen sie SFr. 166 Mio. verloren
haben. Zu diesen direkten SFr.
444 Mio. Verlusten kommen
weitere verdeckte Staatsen-
gagements über die Swisscom
oder die Kantonalbanken, so
dass sich die Verluste für die
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geschrieben, so dass die nöti-
gen Wertberichtigungen die
Jahresrechnung 2002 nicht
mehr belasten werden, aber es
bleibt die jährliche Verzinsung
der rund SFr. 2 Mrd., die in die
Swissair und in die Swiss in-
vestiert wurden und denen
kein Ertrag gegenübersteht.
Das sind je nach Zinsniveau
zwischen SFr. 60 Mio. und
SFr. 100 pro Jahr. Dieses Geld
fehlt nun für dringendere Auf-
gaben und nützlichere Inves-
titionen.

Das Schlimmste an diesem
ordnungspolitischen Fehler ist
die Tatsache, dass nun auch
andere notleidende Gesell-
schaften glauben, Anrecht auf
staatliche Unterstützung zu
haben. Es bleibt nur zu hof-

talmarktfähigkeit schwer be-
einträchtigt haben.

Weitere Fehler
vermeiden

Auch wenn Bund, Kantone
und Gemeinden bereits SFr.
444 Mio. aus ihrem SFr. 964
Mio.-Engagement verloren
haben, werden sie wohl bei
einer weiteren Krise wie bei
der Expo.02 erneut zur Kasse
gebeten werden. Es wird dann
etwa heissen: Nun haben wir
schon soviel Geld in die Swiss
investiert, dass wir weiteres
nachschiessen müssen, denn
wenn wir dies nicht tun, dann
verlieren wir das bereits inves-
tierte. Der Bund hat zwar die
Swiss-Beteiligung bereits ab-

Swiss: Kurz vor dem nächsten Grounding?
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fen, dass die anderen bürger-
lichen Parteien endlich aus
diesen Fehlern lernen und der
Swiss klar und deutlich signa-

lisieren, dass kein Rappen zu-
sätzliche Staatsgelder mehr für
den überdimensionierten Flug-
verkehr bewilligt wird.
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Bilaterale II: Auf Messers Schneide

In Wahrheit stehen die Ver-
handlungen in zwei für die
Schweiz sehr kritischen Berei-
chen auf Messers Schneide:
Bezüglich Bankkundenge-
heimnis und Schengen-Ver-
trag.

Bankkunden-
geheimnis

Die EU will mit massivem
Druck und teils rüden Angrif-
fen die Schweiz zur Preisgabe
ihres Bankkundengeheim-
nisses zwingen. Stattdessen
will Brüssel eine umfassende
Meldepflicht für alle Ver-
mögensanlagen von Privaten
erzwingen - wobei die EU dies
nur durchsetzen kann, wenn
auch wichtige Finanzplätze
ausserhalb der EU dieser um-
fassenden Meldepflicht unter-
stellt werden.

Die EU setzt gegen die
Schweiz mächtig Druck auf.

Wieder einmal sieht das Bundeshaus das
zweite Paket der Bilateralen Verhandlungen
mit der EU in der «entscheidenden Phase».

Ein Grund, dem Drängen
Brüssels nachzugeben, besteht
allerdings nicht. Und obwohl
der Bundesrat unser Land als
«isoliert» beklagt, kann es auf
gute Freunde zählen - auf die
USA ausserhalb der EU, auf
Luxemburg und Österreich in-
nerhalb der EU.

Geht die Schweiz keine fau-
len Kompromisse ein, dann
muss Brüssels Meldepflicht
fallen - weil diese auch von
den USA als unakzeptabler
Eingriff in die Privatsphäre
kategorisch abgelehnt wird.
Wohl oder übel muss die EU
dann das Verrechnungssteuer-
Modell, wie es von der Schweiz
seit Jahren mit gutem Erfolg
gegen Steuerhinterziehung
genutzt wird, akzeptieren,
womit die EU zwar am Steuer-
ertrag von Vermögensanlagen
im Ausland beteiligt wird, hin-
gegen keinerlei Informationen
über die Anleger erhält.

Schengen

Der Vertrag von Schengen be
wirkte innerhalb der EU die
Abschaffung aller Grenzkon-
trollen einerseits, die verstärk-
te polizeiliche Zusammenar-
beit bei Fahndung und Verbre-
chensbekämpfung anderer-
seits.

Zwar hat der Gesamtbundes-
rat die Pläne von Bundesrätin
Metzler, die den Vollbeitritt
der Schweiz zum Schengener
Abkommen anstrebte, längst
zurückgestutzt: Nur noch von
Assoziation ist die Rede. In-
dem die Schweiz aber volle
Mitbestimmung bei der Wei-
terentwicklung des - von der
EU als «dynamisch» verstan-
denen - Schengen-Systems
pocht, stösst sie bei der EU auf
Granit: Mitbestimmung ist
bislang den EU-Mitgliedern
allein vorbehalten.

Grund zur Sorge muss darob
nicht aufkommen: Die Ab-
schaffung der Grenzkontrol-
len zwischen den Schengen-
Staaten wird bereits heute von

mehreren EU-Mitgliedern als
Fehler eingestuft. Im Zeitalter
illegaler Masseneinwanderung
und grenzüberschreitendem
Schlepperunwesen, von grenz-
überschreitender organisierter
Kriminalität und zunehmen-
der Terrorgefahr wäre die Ab-
schaffung unserer Grenz-
kontrollen verantwortungslos.

Lieber die Verhandlungen
platzen lassen als eine weite-
re Durchlöcherung der Lan-
desgrenzen hinnehmen.

Nationalrat Ulrich Schlüer,
Flaach (ZH)

Muss der Bund Kinder kaufen?

Das Parlament schickt sich
nun an, über den Bund für die
Mutterschaft Leistungen gleich
zu erbringen wie beim Militär-
dienst, nämlich über Lohner-
satz durch die Erwerbsersatz-
ordnung (EO). Dies bedingt
eine Erhöhung der EO-Lohn-
prozente und eine Entnahme
von 1.5 Milliarden Franken aus
den Reserven dieser Kasse.

Was gibt es Schöneres als die Geburt eines
Kindes zu erleben? Ein neues Leben ist ent-
standen, in der Regel als Folge des Kinder-
wunsches eines Paares, der von Vertrauen
in die Zukunft, Vertrauen in die Beziehung
und vom Wunsch nach einem sowohl wun-
derbaren als auch bindenden Abenteuer
zeugt.
Diese Wahl bleibt nicht ohne
Konsequenzen: Opfer hat zu
bringen, wer diese faszinieren-
de Erfahrung machen will.
Diese Opfer können nicht mit
finanziellen Massstäben ge-
messen werden. Es geht um
mehr als ein paar Tausend
Franken bei der Geburt. Darin
sind sich viele Junge mit mir
einig.

Ohne dieses Projekt hätten die
Reserven der EO erlaubt, die
Schulden der Invalidenversi-
cherung zu tilgen und dieses
Sozialwerk wieder auf eine
gesunde finanzielle Basis zu
stellen.

Weshalb will man nicht wie
bisher den Unternehmungen
in den verschiedenen Bran-
chen die Möglichkeit geben, in
Eigenregie den Mutterschafts-
urlaub der angestellten Mütter
zu finanzieren? Mit diesem
System hat man gute Erfah-
rungen gemacht. So nehmen
die Unternehmungen Eigen-
verantwortung wahr.

Die neue Ordnung wird uner-
wünschte Nebenwirkungen

zeitigen. Betriebe aus dem
Baubereich, die ohnehin kei-
ne hohen Gehälter zahlen
können und wo kaum Frauen
arbeiten, werden in Zukunft
Beiträge für die Finanzierung
der Mutterschaftsversicherung
für andere Branchen aufbrin-
gen müssen. Dies ist unge-
recht. Dass Bauern und Klein-
unternehmer, deren Frauen im
Betrieb ohne Gehalt mitarbei-
ten, auch nichts erhalten, ist
ebenfalls nicht richtig. Die
Entscheidung für ein Kind ist
eine Investition in die Zu-
kunft, darf aber niemals zu ei-
ner Leistung des Staates redu-
ziert werden.

Nationalrat Jean Fattebert,
Vize-Präsident SVP Schweiz,

Villars-Bramard (VD)
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Weltfremde Bürokraten
Der „Agrarbericht 2002“ des Bundesamtes
für Landwirtschaft ist eine wunderbar auf-
gemachte Hochglanzbroschüre, die einem
als Bauer leider einmal mehr bewusst macht,
wie weit weg die Verwaltung von den
Alltagssorgen der Schweizer Landwirtschaft
ist.

Entsprechend lauteten dann
auch die Presseberichte: „Die
Lage der Bauern ist nicht so
trostlos“, „Bauern sind kon-
kurrenzfähig“, oder „Bauern
meistern Agrarreform gut“.
Die Internetplattform „Swiss-
politics“ titelte gleichentags
sogar: „Landwirtschaft - alles
nur halb so schlimm“. Damit
wurde vom Bundesamt für
Landwirtschaft das Ziel wohl
erreicht: Kurz vor der Debat-
te im Ständerat zur AP 2007
der Bevölkerung noch einmal
zu zeigen, dass die Bauern gar
nichts zu jammern hätten.

In dem über 280-seitigen Be-
richt wird Bilanz gezogen über
die ökonomischen, sozialen
und ökologischen Auswirkun-
gen der Agrarreform, über die
Entwicklungen bei den agrar-
politischen Massnahmen und
den Vergleich mit den umlie-
genden Ländern. Beschöni-
gendes Fazit: „Die Schweizer
Bäuerinnen und Bauern meis-
tern die Herausforderungen
der Agrarreformen im Allge-
meinen gut. Die Einkommen
sind im Vergleich zu den Löh-
nen der übrigen Bevölkerung
tief. Dies war aber schon vor
der Agrarreform der Fall.“ (zi-
tiert aus dem Pressecommuni-
qué BLW).

Die Fakten freilich sprechen
eine andere Sprache. Tatsache
ist, dass der Arbeitsverdienst
je Familienarbeitskraft im
Durchschnitt gerade mal bei
30‘000 Franken liegt. Im Berg-
gebiet liegt dieser Wert beängs-
tigend weit unter dem Mittel.
Von einem mit der übrigen
Bevölkerung vergleichbaren
Einkommen - wie dies im

Landwirtschaftsgesetz vorge-
sehen ist - kann nicht einmal
annähernd die Rede sein.

Die Tatsache, dass das Ge-
samteinkommen im Durch-
schnitt der Jahre 1999/2001
wesentlich tiefer liegt als
1990/1992 wird mit einem
kurzen Hinweis zur Seite ge-
schoben. Rechnet man zudem
die Teuerung der 90er Jahre
auf, so wird offensichtlich,
dass die Landwirtschaft ge-
samthaft in dieser Zeitspanne
mindestens einen Fünftel ih-
rer Kaufkraft einbüsste. Ein-
leuchtend ist deshalb, dass in
den letzten Jahren bei mindes-
tens einem Drittel der land-
wirtschaftlichen Betriebe die
Eigenkapitalbildung negativ
ausfiel.

Es kann nicht angehen, dass
in einem Land ein Drittel ei-
nes ganzen Berufsstandes un-
ter der Armutsgrenze lebt, also
zu den sogenannten „Working
Poor“ gehört und dies von
Seiten des Bundes auch noch
beschönigend dargestellt wird.

Betriebs-
schliessungen

Zwischen 1990 und 2000 hat
die Anzahl Betriebe von
92‘815 um 24% auf 70‘537
abgenommen. Diese rasante
Entwicklung ist insofern be-
sorgniserregend, da sie bei
gleichbleibendem Tempo den
ländlichen Raum nachhaltig
und in kurzer Zeit verändern
wird. Es kann nicht angehen,

dass dieser Strukturwandel
damit abgehandelt wird, in-
dem einfach auf die EU ver-
wiesen wird. Viel mehr muss
der Strukturwandel noch ver-
stärkt in die ganze Fragestel-
lung der Entwicklung des ge-
samten ländlichen Raumes
eingebettet werden. Es geht
um die vorhandenen Infra-
strukturen, wie diejenige der
Schulen, für den Verkehr, für
das Gewerbe und den Touris-
mus in den vielfach abgelege-
nen Berg- und Hügelregionen.
Unter diesem Aspekt bekommt
die ganze Problematik eine
gesellschaftspolitische Dimen-
sion.

Im Stich
gelassen

Von den rund 70‘000 land-
wirtschaftlichen Betrieben
wiesen im Jahr 2000 rund
52‘000 Betriebe eine landwirt-
schaftliche Nutzfläche von

weniger als 20 Hektaren auf.
Da soll mir einmal einer vom
Bundesamt erklären, wie die
Agrarreform sozialverträglich
durchgeführt werden kann,
wenn vorab Milchbetrieben
von über 30 Hektaren Fläche
einigermassen eine Überle-
benschance eingeräumt wird.
Vielleicht kann man damit
dem unbedarften Leser Ein-
druck machen. Den betroffe-
nen Landwirten hingegen
wird einmal mehr vor Augen
geführt, dass sie von „ihrem“
Bundesrat aus dem Volkswirt-
schaftsdepartement wohl ih-
rem Schicksal überlassen wer-
den.

Angesichts der prekären Ein-
kommenssituation der Land-
wirtschaft ist es denn auch
völlig unverständlich, dass
Bundesrat Couchepin im Bud-
get 2003 ausgerechnet bei den
Beihilfen und Zulagen in der
Milchwirtschaft 30 Millionen
einsparen will. Wir werden
dafür kämpfen, dass der Min-
derheitsantrag der Finanz-
kommission, angeführt von
Nationalrat Weyeneth, durch-
kommt und somit diese 30
Millionen im Parlament er-
folgreich verteidigt werden
können. Damit könnte man
zumindest einen Beitrag dazu
leisten, dass im nächsten Jahr
allenfalls nicht noch eine wei-
tere Milchpreissenkungsrunde
stattfinden müsste.

Im Hinblick auf die Beratung
der Agrarpolitik 2007 werden
wir bäuerlichen Parlamentari-
er der SVP alles daran setzen,
die Einkommenssituation der
produzierenden Landwirt-
schaft, insbesondere im Be-
reich der Milch, nicht noch
weiter zu verschlechtern.
Dafür benötigen wir die brei-
te Unterstützung derjenigen
Kreise im Parlament, die der
Landwirtschaft gut gesinnt
sind.

Nationalrat Toni Brunner,
Ebnat-Kappel (SG)
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Kurzmeldungen
Zug verdoppelt

Mit einem sensationellen Resultat von + 11.4 % hat die SVP Zug bei den Kantonsratswahlen vom 27. Oktober
abgeräumt. Die Fraktion verdoppelte sich dadurch auf 18 Mitglieder. Die SVP ist jetzt im Kanton Zug mit einem
Wähleranteil von 21.6 % nur noch unwesentlich schwächer als die zwei bisher dominierenden Parteien CVP
(28.4 %) und FDP (25.7 %), die beide in den letzten 8 Jahren rund 10 % Wähleranteil an die SVP verloren haben.

Bei den Regierungsratswahlen erreichte die SVP in Zug einen Wähleranteil von 22.5 % und verpasste damit einen zweiten
Sitz nur knapp. Im Kanton Zug wird die Regierung nach dem Proporzwahlrecht gewählt.
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30 Jahre SVP Kanton Schwyz

Feier in würdigem Rahmen

Die SVP Ortspartei Muotathal (SZ) lädt alle Jassfreunde ganz herzlich ein zum

3. Nationalen SVP Jasscup
mit mindestens einem SVP-Bundesrat,
SVP-National- und Ständeräten
Samstag, 22. Februar 2003 - Türöffnung 10.00 Uhr
Mehrzweckhalle Muotathal (SZ)

Wanderpreise für die Siegerinnen und Sieger sowie viele attraktive Preise!

Schieber mit zugelostem Partner Differenzler mit verdeckter Ansage
deutschschweizer Karten deutschschweizer Karten
französische Karten französische Karten

Name: ................................................................................................................................ Vorname: ....................................................................

Adresse: .................................................................................................................................................................................................................

PLZ: .............................................................. Ort: ..................................................................................................................................................

Talon einsenden an: SVP Muotathal, Herrn Armin Schelbert, Brand 5, 6436 Ried-Muotathal
Telefon 041 830 10 41, Fax 041 831 02 69, Mail armin.schelbert@bluewin.ch

Anmeldetalon
Jetzt

anmelden!

Dieses Jahr feiert die SVP
Kanton Schwyz ihr 30 jähri-
ges Bestehen. Dieses würdige
Fest feierten die Parteimit-
glieder am 19. Oktober in
Rothenthurm, der „Geburts-
stätte“ der Partei. Dr. Pirmin
Schwander begrüsste unter
der Gästeschar auch Partei-
präsident Ueli Maurer sowie
die Nationalräte Toni Brunner
und Peter Föhn. Nachdem
Apéro führte Walter Stählin
aus Lachen mit viel Witz
durch das buntgemischte und
abwechslungsreiche Pro-
gramm. Die Kindertanz-
gruppe „Bärglüt vom Rothä-
thurä“, das Märchler-Chörli
und der Marronibrötler mit

v.l.n.r. Regierungsratspräsident Alex Kuprecht, Nationalrat Ueli Maurer,
alt Kantonsrat Hugo Lacher, Parteipräsident SVP Schwyz Pirmin Schwander
und alt Parteipräsident Richard Bingisser

seiner humorvollen Laudatia
über die anwesenden Polit-
grössen sorgten für Begeis-
terung und viele Lacher. Für
das leibliche Wohl sowie die
Dekorationen waren die SVP
Frauen verantwortlich. Zwi-
schen den einzelnen Show-
blocks überbrachten die Gäste
ihre Grussworte an die ju-
gendliche Partei. Insbeson-
dere der gewiefte Toni Brun-
ner verstand es ausgezeichnet,
dem Jubiläum mit einer hu-
morvollen Rede eine beson-
dere Note zu geben.

Rita Marty, SVP Kanton
Schwyz, Rothenthurm (SZ)
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Ein Schuldengruss aus Basel

Die Staatsrechnung 2001 zeig-
te 6,1 Mrd. Franken Schulden.
Im Kanton BL sind dies SFr.
700 Mio. Wenn man berück-
sichtigt, dass der Kanton BL
etwa 25% mehr Einwohner
hat, so ergibt dies eine Ver-
schuldung pro Kopf, welche
10 mal höher ist in BS als in
BL. Ein katastrophales Miss-
verhältnis, welches an über-
schuldete Entwicklungsländer
erinnert.

In den 90er Jahren hat sich die Staats-
verschuldung des Kantons Basel-Stadt um
die Hälfte (50%) erhöht (von 3,4 Mrd. um
1,7 Mrd. auf 5,1 Mrd.). Basel überbordet;
aber auch der Bund und einige Kantone trei-
ben emsig Schuldenwirtschaft. Ein stetiger
Zuwachs der Staatsquote ist das Ergebnis.
Weniger im eigenen Portemonnaie, mehr für
den Staat.

Die Folge der zu hohen Steu-
ern ist eine stetige Abwan-
derung nach Riehen und Ba-
sel-Land. Der umfangreiche
Sozialstaat wird nicht mehr in
dieser Form gewünscht, auf
jeden Fall von denjenigen, die
ihn mit ihren Steuern zahlen.
Im Jahre 2001 haben die
Staatsbeamten um 3% zuge-
nommen, so wie fast jedes
Jahr. Wenn diese Entwicklung
anhält: permanenter Ausbau

des Staatsapparates, perma-
nenter Bevölkerungsschwund;
so werden etwa im Jahre 2023
in Basel-Stadt mehr Beamte
arbeiten als Einwohner leben.
Eine Verhältniszahl, welche
an die ehemalige bankrotte
DDR erinnert.

Die jetzige Entwicklung; hohe
Staatsverschuldung, hohe
Steuerlast, stetiges Beamten-
wachstum, stetiges Staats-
wachstum, ist für unseren
Kanton ein katastrophaler
Weg. Wir werden bald nicht
mehr in der Lage sein, unsere
Staatsschulden zu bedienen.
Ein Schuldenabbau ist drin-
gend geboten. Parallel dazu
müssen die Steuern gesenkt
werden. Ein interkantonaler
Steuerwettbewerb ist der Ga-
rant für eine moderate Staats-
quote, sonst wäre vieles noch
viel schlimmer.

Die SVP hat im Grossen Rat
einen Planungsauftrag mit dem
Ziel des Schuldenabbaus ein-
gereicht. Alle Parteien (ausser
die SVP) haben ihn abgelehnt.
Nun geht es dank den Nicht-
SVP-Parteien mit der Schul-
denwirtschaft weiter.

Dr. iur. Bernhard Madörin
Treuhandexperte, Grossrat,
Vizepräsident SVP Basel-Stadt
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Erst Staatshaushalt sanieren -
dann tiefere Steuern

Das Malaise ist bekannt. Der
Staat Bern hat in den 80er-Jah-
ren weit über seinen Verhält-
nissen gelebt. Im Kantonal-
bankdebakel verlor er allein
zwei Milliarden Franken.
Dazu kam unter anderem der
Ausgleich für die Unterde-
ckung der Pensionskasse der
Staatsangestellten und so
schrieb er jahrelang tiefrote
Zahlen. Die Verschuldung
wuchs rasant. Nach acht Spar-
paketen in den 90er-Jahren
präsentiert der Kanton Bern
seit 1998 in den Rechnungen
endlich wieder schwarze Zah-
len. Die hohen Schulden - ge-
gen 11 Milliarden Franken -
bleiben aber ein Problem. Das
finanzschwache Bern zählt
heute zu den höchstverschul-
deten Kantonen, die Schuld-
zinsen fressen täglich fast eine
Million Franken weg.

In den vergangenen Jahrzehn-
ten konnte die ungünstige
Wirtschaftsstruktur zu wenig
korrigiert werden. Wert-
schöpfungsschwache Bran-
chen prägen die bernische
Wirtschaft nach wie vor. Das
wurde bereits in den sechziger
Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts aktenkundig durch
den Bericht des Berner Profes-
sors Stocker. Mit vereinten
Kräften sollen nun die Altlas-
ten ein für alle Mal getilgt wer-
den. Schuldenabbau heisst die
Devise in der Berner Finanz-
politik. Dies forderte die bür-
gerliche Grossratsmehrheit
mit der Motion der Finanz-
kommission im November
2001. Aus dem ganz einfachen

Das ist die eigenständige, pragmatische und
verantwortungsvolle Strategie der Berner
SVP. Die Linke will höhere Steuern. Die Frei-
sinnigen liebäugeln mit einer zum jetzigen
Zeitpunkt deplatzierten Steuersenkungs-
initiative. Linke und Freisinnige orientieren
sich dabei an volkswirtschaftlichen Model-
len, die nicht über alle Zweifel erhaben sind.

Grund: Wer kein Geld hat,
kann sich nicht alles leisten.

Hier schert die Linke aber aus.
Trotz der finanzpolitischen
Notwendigkeit nimmt sie ihre
Gesamtverantwortung nicht
wahr. Sie macht es sich dabei
zu einfach. Die SP wettert
pauschal gegen „Sparwahn“
und „sparwütige“ Bürgerliche
und spielt damit sich und dem
Stimmvolk etwas vor. Sie sieht
das Heil in einer Steuerer-
höhung. Dabei gehört der
Kanton Bern bei der Steuer-
belastung für natürliche Perso-
nen bereits jetzt im gesamt-
schweizerischen Vergleich zu
den Spitzenreitern (Juristische
Personen dagegen werden
vom Fiskus unterdurch-
schnittlich belastet).

Unverantwortlich gebärden
sich ebenfalls die Freisinnigen.
Sie wollen zum jetzigen Zeit-
punkt nicht nur einen massi-
ven Schuldenabbau, sondern
gleichzeitig auch tiefere Steu-
ern. Der Präsident der Freisin-
nigen kokettiert in den Medi-
en mit einer Steuersenkungs-
initiative, die dem finanziell
nicht auf Rosen gebetteten
Staat ein weiteres Loch von
300 Millionen in die Kasse
reissen würde. Ein Steueraus-
fall, bei dem man bei den staat-
lichen Leistungen mit dem
Vorschlaghammer abbauen
müsste.

Die Berner SVP geht hier den
dritten, verantwortungsvollen
Weg. In einem ersten Schritt
müssen die Schulden substan-

ziell abgebaut werden. Da-
durch werden Mittel frei, so
dass in einem zweiten Schritt
eine Steuersenkung realisiert
werden kann. Senkung auf
das schweizerische Mittel ist
dabei das mittelfristige Ziel
dieser nachhaltigen Strategie,
die der staatspolitischen Ge-
samtverantwortung Rechnung
trägt. Schulden dürfen nicht
einfach der nächsten Genera-
tion weitergegeben werden.

Die politischen Gegner der
SVP-Kanton Bern gehen beide
von irrigen Annahmen aus.
Die Linke orientiert sich an
der Konjunkturtheorie von
John Maynard Keynes. Der
einflussreichste Wirtschafts-
wissenschaftler des 20. Jahr-
hunderts verfasste unter dem
Eindruck der Weltwirtschafts-
krise 1936 sein Hauptwerk
„Allgemeine Theorie der Be-
schäftigung, des Zinses und
des Geldes“. Keynes war über-
zeugt, der Staat könne durch
seine Fiskalpolitik die gesam-
te Wirtschaft beeinflussen und
lenken. In der Rezession müss-
te der Staat mehr ausgeben, in
der Hochkonjunktur brem-
send wirken. Der Keynesia-
nismus prägte die Wirtschafts-
politik der Industrienationen
vom 2. Weltkrieg bis 1975
massgeblich. Heute gehört er
nicht gerade in die Motten-
kiste der Geschichte, aber die-
se hat gezeigt, dass Politiker
anders funktionieren als das
Modell seine Annahmen trifft.
Wenn es der Wirtschaft gut
geht, häuft der Staat meistens
nicht Reserven an, sondern
heizt mit seinen Ausgaben zu-
sätzlich die Konjunktur an. In
rezessiven Zeiten dagegen
sind dann die Kassen leer.
Darum und weil die Staats-
quote nicht bedenkenlos ge-
steigert werden kann, ist die
Linke auf dem Holzweg.

Die Freisinnigen richten sich
mit ihrer Steuersenkungsidee

an der Theorie der „Angebots-
Ökonomen“ aus. Der ameri-
kanische Präsident Ronald
Reagan hatte mit diesem An-
satz vor 20 Jahren Erfolg. Von
der angestrebten Senkung der
Steuersätze erhoffte sich die
Administration Reagan eine
belebende Wirkung auf die
wirtschaftliche Aktivität und
gleichzeitig - nach einer be-
stimmten Frist - auch eine
Zunahme der Steuereinnah-
men. Es wird somit erwartet,
das die Vergrösserung des
Budgetdefizits infolge der
Steuersenkung durch die in-
duzierte Sozialprodukter-
höhung kompensiert wird.
Bildlich dargestellt wird das
mit der Laffer-Kurve, benannt
nach dem amerikanischen
Ökonomen Arthur B. Laffer.
Bei diesem volkswirtschaftli-
chen Konstrukt jedoch ist es
schwierig zu bestimmen, wo
genau die Steuerzahler sich
auf dieser Lafferkurve befin-
den. Somit kann nicht zum
vornherein prophezeit wer-
den, ob eine Senkung der
Fiskalabgaben die Wirtschaft
im gewünschten Mass stimu-
liert. Aus den geschilderten
Gründen lässt sich die Berner
SVP auf keine Experimente
mit ungewissem Ausgang ein,
sondern geht ihren eigenstän-
digen Weg, der der staatspoli-
tischen Verantwortung Rech-
nung trägt.

Kurzportrait
Christoph Neuhaus, Partei-
sekretär der SVP-Kanton Bern,
ist Volkswirtschafter. Vor seiner
Tätigkeit in der Politik arbeite-
te er u.a. als Handelslehrer und
Wirtschaftsredaktor bei der Ta-
geszeitung der „Bund“.
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Standpunkt

Die Abstimmung zur Asylmissbrauchs-Initiative ging mit einem äusserst knappen Resultat ver-
loren. Immerhin stimmte die Mehrheit der Kantone mit der SVP. Das Resultat widerspiegelt
den immer stärkeren Vertrauensverlust in den Bundesrat und die anderen Parteien. Trotz ei-
nem massiven Abwehrkampf, der von den Medien unkritisch unterstützt wurde, hat der Bun-
desrat seinen zur Vertrauensfrage empor stilisierten Abstimmungskampf rein zufällig gewon-
nen.  Obwohl wir knapp verloren haben, hat unsere Initiative die Asylpolitik des Bundesrates
bereits beeinflusst. Unter dem Druck der bevorstehenden Volksabstimmung entstanden als in-
direkter Gegenvorschlag die Asylgesetzrevision und die Vorlage zum Ausländergesetz, die viele

unserer Ideen aufgenommen haben. Jetzt stehen die Gewinner vom Sonntag in der Pflicht. In den letzten Wochen haben sie
sich hinter die Vorschläge des Bundesrates gestellt und lauthals versprochen, diese umzusetzen. Man hat erst unter dem
Druck der bevorstehenden Abstimmung endlich zugegeben, dass etwas geändert werde müsse.

Die ersten Stellungnahmen am Abstimmungssonntag lassen jedoch Zweifel über den politischen Willen aufkommen, die
Versprechen einzuhalten. Bereits gehen die Ansichten und Meinungen wieder weit auseinander. Frau Metzler will den
bisherigen Weg - was immer das heisst - weiter führen. Es ist zu befürchten, dass das unselige „Siegertrio" bestehend aus
FDP, CVP und SP vor dem eigenen Mut erschreckt und wieder zurück krebsen wird. Bereits werden frühere Aussagen
relativiert. Trotzdem, unsere Forderungen, unterstützt von der Hälfte der Schweizer Bevölkerung, werden den Spielraum
einschränken. Es ist auch in Zukunft unsere Aufgabe, Druck zu entwickeln und damit die Gesetzgebung zu verbessern.

Es mag undankbar sein, immer nur knapp zu verlieren, aber der Kampf für bessere Lösungen, das Einstehen für unser Land
ist nötig. Es ist nur unsere Partei, die diesen Teil der Bevölkerung - immerhin praktisch die Hälfte - vertreten kann. Dafür
müssen wir stärker werden. Der Abstimmungssonntag ist also kein Grund, die Hände in den Schoss zu legen. Im Gegenteil:
Wir sind aufgefordert noch engagierter, noch überzeugender und noch kraftvoller für den Willen unserer Wähler zu kämp-
fen. Das ist unser Auftrag des vergangenen Abstimmungssonntags. Los, packen wir es an.

Nationalrat Ueli Maurer, Präsident SVP Schweiz

allen, die mit ihrem freiwilligen jährlichen Abo-Beitrag von
35 Franken das SVPja mittragen. Mit dieser Nummer erhal-
ten Sie die letzte Gelegenheit in diesem Jahr, uns finanziell
zu unterstützen.

Der Standpunkt der SVP wird in den Massenmedien oft nur
beschränkt widergegeben. Wie noch selten bisher war dies
im Abstimmungskampf zur Asylinitiative der Fall. Die meis-
ten grossen Tageszeitungen wie auch die elektronischen
Staatsmedien gaben der Gegenseite mehr Raum und nah-
men völlig einseitig gegen die Asylinitiative Stellung. Die-
se Tendenz verstärkte sich noch, als die erste Umfrage
ein Ja voraussagte.

Werden unsere Haltung und unsere Argumente in den
grossen Blättern verschwiegen und ins Gegenteil ver-
kehrt, kommt der direkten Information unserer Partei-
mitglieder und Sympathisanten ein wachsendes Gewicht
zu. Hier spielt das SVPja zur Verbreitung des SVP-Ge-

dankenguts eine wichtige Rolle. Mit Ihrem Beitrag helfen Sie mit, dass dies auch im nächsten
Jahr möglich wird.

Steter Tropfen
höhlt den Stein

Das Gold für die AHV
Seiten 4-5, 16

Nationalrat Jürg Stahl erklärt, warum auch Junge von der AHV-Goldinitiative profitieren

Drogenpolitik

Seiten 7 und 12

Asyl- und Ausländerpolitik
Seiten 8-9

An der DV in Pratteln wurde ein Forderungskatalog “Sicherheit Schweiz” verabschiedet

Ja zur Schweiz!
jaja

Die Zeitung des Mittelstandes

Die 1. August-Feier an der Expo findet ohne Schweizer Fahne statt. Die SVP hat

deshalb Bundesrat Schmid für seinen Auftritt am Nationalfeiertag einen

Notfallkoffer, u.a. mit Schweizer Fahne überreicht. Im Gegensatz zur Landes-

ausstellung steht die SVP zur Schweiz.

Seiten 2-4

SVPSVP UDC
SVP

Nr. 7/2002

AZB 4800 Zofingen

Die SVP lehnt die Revision des Betäubungsmittelgesetzes ab

Herzlichen Dank!


